
Bundesmeldegesetz (BMG) Abschnitt 1 Allgemeine Bestimmungen § 1 Meldebehörden 
Meldebehörden sind die durch Landesrecht dazu bestimmten Behörden. § 2 Aufgaben und 
Befugnisse der Meldebehörden (1) Die Meldebehörden haben die in ihrem 
Zuständigkeitsbereich wohnhaften Personen (Einwohner) zu registrieren, um deren Identität 
und deren Wohnungen feststellen und nachweisen zu können. (2) Die Meldebehörden 
führen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Melderegister. Diese enthalten Daten, die bei der 
betroffenen Person erhoben, von öffentlichen Stellen übermittelt oder sonst amtlich bekannt 
werden. (3) Die Meldebehörden erteilen Melderegisterauskünfte, wirken nach Maßgabe 
dieses Gesetzes oder sonstiger Rechtsvorschriften bei der Durchführung von Aufgaben 
anderer öffentlicher Stellen mit und übermitteln Daten. (4) Die Meldebehörden dürfen 
personenbezogene Daten, die im Melderegister gespeichert werden, nur nach Maßgabe 
dieses Gesetzes oder sonstiger Rechtsvorschriften erheben, verarbeiten oder nutzen. Daten 
nicht meldepflichtiger Personen dürfen nur erhoben, verarbeitet und genutzt werden, wenn 
eine Einwilligung vorliegt, die den Vorschriften des Datenschutzgesetzes des jeweiligen 
Landes entspricht. § 3 Speicherung von Daten (1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 
Absatz 1 und 3 speichern die Meldebehörden folgende Daten sowie die zum Nachweis ihrer 
Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 1. Familienname, 2. frühere Namen, 3. 
Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens, 4. Doktorgrad, 5. 
Ordensname, Künstlername, 6. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland Ordensname, Künstlername, 6. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 
auch den Staat, 7. Geschlecht, 8. keine Eintragung, 9. zum gesetzlichen Vertreter a) 
Familienname, b) Vornamen, c) Doktorgrad, d) Anschrift, e) Geburtsdatum, f) Geschlecht, g) 
Sterbedatum sowie h) Auskunftssperren nach § 51, 10. derzeitige Staatsangehörigkeiten, 
11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 12. 
derzeitige Anschriften, frühere Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde 
sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung und der letzten 
Nebenwohnungen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, gekennzeichnet 
nach Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch den Staat und die letzte 
Anschrift im Inland, bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugsanschrift im Ausland und 
den Staat, 13. Einzugsdatum, Auszugsdatum, Datum des letzten Wegzugs aus einer 
Wohnung im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland, 14. Familienstand, 
bei Verheirateten oder Personen, die eine Lebenspartnerschaft führen, zusätzlich Datum 
und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft sowie bei 
Eheschließung oder Begründung der Lebenspartnerschaft im Ausland auch den Staat, 15. 
zum Ehegatten oder Lebenspartner a) Familienname, b) Vornamen, c) Geburtsname, d) 
Doktorgrad, e) Geburtsdatum, f) Geschlecht, g) derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich 
der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, h) Sterbedatum sowie i) 
Auskunftssperren nach § 51, 16. zu minderjährigen Kindern a) Familienname, b) Vornamen, 
c) Geburtsdatum, d) Geschlecht, e) Anschrift im Inland, f) Sterbedatum, g) Auskunftssperren 
nach § 51, 17. Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, letzter Tag der Gültigkeitsdauer 
und Seriennummer des Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder 
Passersatzpapiers sowie Sperrkennwort und Sperrsumme des Personalausweises, 18. 
Auskunfts- und Übermittlungssperren, 19. Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben 
im Ausland auch den Staat. (2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die 
Meldebehörden folgende Daten sowie die zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen 
Hinweise im Melderegister: 1. für die Vorbereitung und Durchführung von Wahlen und 
Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene die Tatsache, dass die betroffene 
Person a) von der Wahlberechtigung oder der Wählbarkeit ausgeschlossen ist, b) als 
Unionsbürger (§ 6 Absatz 3 Satz 1 des Europawahlgesetzes) bei der Wahl des Europäischen 
Parlaments von Amts wegen in ein Wählerverzeichnis im Inland einzutragen ist; ebenfalls zu 
speichern ist die Gebietskörperschaft oder der Wahlkreis im Herkunftsmitgliedstaat, wo die 
betroffene Person zuletzt in ein Wählerverzeichnis eingetragen war, c) als im Ausland 
lebender Deutscher einen Hinweis auf Wahlen zum Deutschen Bundestag sowie auf Wahlen 
der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland 
erhält; ebenfalls ist nach Mitteilung durch die betroffene Person ihre derzeitige Anschrift im 
Ausland zu speichern, 2. für das Verfahren zur Bildung und Anwendung der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale nach § 39e Absatz 2 Satz 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
a) die Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsgesellschaft sowie das Datum des 
Eintritts und Austritts, b) den Familienstand, c) das Datum der Begründung oder Auflösung 
der Ehe sowie d) die Identifikationsnummern oder die Vorläufigen Bearbeitungsmerkmale 
aa) des Ehegatten, bb) der minderjährigen Kinder, die ihre alleinige Wohnung oder ihre 
Hauptwohnung im Zuständigkeitsbereich derselben Meldebehörde haben, 3. für Zwecke 
nach § 139b Absatz 2 der Abgabenordnung die Identifikationsnummer nach § 139b der 
Abgabenordnung und bis zu deren Speicherung im Melderegister das Vorläufige 
Bearbeitungsmerkmal nach § 139b Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung, 4. für die 
Ausstellung von Pässen und Personalausweisen die Tatsache, dass Passversagungsgründe 
vorliegen, ein Pass versagt oder entzogen oder eine Anordnung nach § 6 Absatz 7 des 
Personalausweisgesetzes getroffen worden ist, 5. für staatsangehörigkeitsrechtliche 
Verfahren die Tatsache, dass nach § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Verlust der 
deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann, 6. für Zwecke der Suchdienste die Anschrift 
vom 1. September 1939 derjenigen Einwohner, die aus den in § 1 Absatz 2 Nummer 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten Gebieten stammen, 7. für waffenrechtliche 
Verfahren die Tatsache, dass eine waffenrechtliche Erlaubnis erteilt worden ist, sowie die 
Behörde, die diese Tatsache mitteilt, mit Angabe des Datums, an dem die waffenrechtliche 

Ordensname, Künstlername, 6. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 
auch den Staat, 7. Geschlecht, 8. keine Eintragung, 9. zum gesetzlichen Vertreter a) 
Familienname, b) Vornamen, c) Doktorgrad, d) Anschrift, e) Geburtsdatum, f) Geschlecht, g) 
Sterbedatum sowie h) Auskunftssperren nach § 51, 10. derzeitige Staatsangehörigkeiten, 
11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 12. 
derzeitige Anschriften, frühere Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde 
sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung und der letzten 
Nebenwohnungen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, gekennzeichnet 
nach Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch den Staat und die letzte 
Anschrift im Inland, bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugsanschrift im Ausland und 
den Staat, 13. Einzugsdatum, Auszugsdatum, Datum des letzten Wegzugs aus einer 
Wohnung im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland, 14. Familienstand, 
bei Verheirateten oder Personen, die eine Lebenspartnerschaft führen, zusätzlich Datum 
und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft sowie bei 
Eheschließung oder Begründung der Lebenspartnerschaft im Ausland auch den Staat, 15. 
zum Ehegatten oder Lebenspartner a) Familienname, b) Vornamen, c) Geburtsname, d) 
Doktorgrad, e) Geburtsdatum, f) Geschlecht, g) derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich 
der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
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und Seriennummer des Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder 
Passersatzpapiers sowie Sperrkennwort und Sperrsumme des Personalausweises, 18. 
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Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene die Tatsache, dass die betroffene 
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Parlaments von Amts wegen in ein Wählerverzeichnis im Inland einzutragen ist; ebenfalls zu 
speichern ist die Gebietskörperschaft oder der Wahlkreis im Herkunftsmitgliedstaat, wo die 
betroffene Person zuletzt in ein Wählerverzeichnis eingetragen war, c) als im Ausland 
lebender Deutscher einen Hinweis auf Wahlen zum Deutschen Bundestag sowie auf Wahlen 
der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland 
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Ausland zu speichern, 2. für das Verfahren zur Bildung und Anwendung der elektronischen 
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Bearbeitungsmerkmal nach § 139b Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung, 4. für die 
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Zur Erfüllung verschiedenster Aufgaben be-
nötigt der Staat Melderegister. Auch Sie sind 
mit Ihren Meldedaten dort erfasst. Das seit 
1. November 2015 geltende Bundesmeldege-
setz (BMG) regelt im Einzelnen, wer Auskunft 
über Ihre Meldedaten erhält und wozu diese 
genutzt werden dürfen.

Das Gesetz enthält auch Bestimmungen zum 
Schutz Ihrer Meldedaten und gibt Ihnen die 
Möglichkeit, der Übermittlung Ihrer Daten in 
einigen Fällen zu widersprechen.

Dieses Faltblatt soll Ihnen die Wahrnehmung 
Ihrer Rechte nach dem Bundesmeldegesetz 
erleichtern.

Entsprechende Informationen können Sie 
auch auf unserer Internetseite unter 

https://datenschutz.saarland.de 

im Themenbereich Kommunales abrufen.

Unabhängiges Datenschutzzentrum Saarland

Saarbrücken, im November 2015

Kontakt und Herausgeber:

Fritz-Dobisch-Str. 12 
66111 Saarbrücken
0681 / 94781-0 
0681 / 94781-29
poststelle@datenschutz.saarland.de
https://datenschutz.saarland.de

Telefon
Telefax
E-Mail

Internet

Wichtig!

Betroffene können auf Antrag eine Auskunfts-
sperre in das Melderegister eintragen lassen, 
wenn durch die Auskunft eine Gefahr für Leben, 
Gesundheit, Freiheit oder ähnliche schutzwür-
dige Interessen entsteht (z.B. Bedrohung eines 
Zeugen in einem Strafverfahren).

Diese Sperre verhindert Melderegisterauskünfte 
an private Dritte.

Der Antrag muss ausführlich begründet und 
die behaupteten Umstände müssen schlüssig 
belegt werden. Am besten wenden Sie sich 
mit einem solchen Anliegen persönlich an Ihre 
Meldebehörde.

Bitte 
ausreichend 
frankieren
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Aber auch Privatpersonen und Unternehmen kön-
nen auf Antrag oder automatisch Melderegisteraus-
künfte erhalten.

Der Umfang der Auskünfte ist jedoch sehr unter-
schiedlich.

In der Praxis sieht das so aus:

Jedermann kann sich nach der aktuellen Anschrift 
einer bestimmten Person erkundigen (die soge-
nannte einfache Melderegisterauskunft).

Wer ein „berechtigtes Interesse“ nachweisen kann, 
erhält außerdem Auskunft über weitere Daten wie 
Geburtstag und -ort, Familienstand, Staatsangehö-
rigkeit oder frühere Anschriften.

Sechs Monate vor Wahlen können Parteien, Wähler-
gruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen,  
Namen und Anschriften sortiert nach Altersgruppen 
erhalten.

Mandatsträger, Presse und Rundfunk erhalten Aus-
kunft über Altersjubiläen ab dem 70. Lebensjahr und 
über Ehejubiläen ab dem 50.. 

Auch der Saarländische Rundfunk hat zum Zweck 
der Einziehung der Rundfunkbeiträge ein Recht da-
rauf, über Wohnsitzwechsel informiert zu werden.

Adressbuchverlagen dürfen Namen und Anschriften 
zu Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, übermittelt werden. 

Öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften dür-
fen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Daten ihrer Mit-
glieder und deren Familienangehörigen, sofern sie 
nicht der gleichen oder keiner Religionsgesellschaft 
angehören, übermittelt werden.

Welche Rechte haben die Bürgerinnen und 
Bürger nach dem Meldegesetz?

Betroffene Personen können nach § 10 BMG Aus-
kunft darüber verlangen, welche Informationen das 
Meldeamt über sie gepeichert hat und welche regel-
mäßigen Datenübermittlungen stattfinden.

Ein formloses Schreiben genügt. 

Elektronische Auskünfte sind nach entsprechendem 
elektronischen Identitätsnachweis möglich.

Die meisten Datenübermittlungen geschehen auf 
der Grundlage des Bundesmeldegesetzes, ohne 
dass die Betroffenen darauf Einfluss nehmen kön-
nen. In einigen wichtigen Fällen kann man aber der 
Datenweitergabe widersprechen.

Der Widerspruch kann sich richten gegen die Da-
tenübermittlung an:

Parteien, Wählergruppen und son-
stige Träger von Wahlvorschlägen,

Mandatsträger, Presse oder Rund-
funk bei Alters- und Ehejubiläen,
Adressbuchverlage, 

Religionsgesellschaften, wenn es sich um 
Daten von Familienangehörigen handelt, die  
nicht derselben oder keiner Religionsgesell-
schaft angehören, 

die Bundeswehr nach § 58c Absatz 1 Satz 1 
des Soldatengesetzes.

Wenn Sie Auskunft über Ihre gespeicherten Daten 
haben wollen oder mit der Weitergabe Ihrer Daten 
in den genannten Fällen bzw. in der genannten 
Form nicht einverstanden sind, können Sie die anlie-
gende Postkarte verwenden.











Was steht in den Melderegistern?

Alle Bürgerinnen und Bürger sind bei den Melde-
ämtern ihrer Wohnsitzgemeinden gespeichert, in 
erster Linie mit der Adresse, unter der sie gemel-
det sind.

Daneben enthalten die Melderegister eine Reihe 
weiterer Informationen, insgesamt ca. 20 verschie-
dene Angaben zu jedem Einwohner.

Erfasst werden nach § 3 BMG z.B.:

Geburtsdatum (Tag, Ort),

Staatsangehörigkeit,

frühere Anschriften, 

Ein- und Auszugsdatum, Wegzugsdatum 
aus dem Inland sowie Zuzugsdatum aus 
dem Ausland,

Angaben zum Familienstand und zu  
Familienangehörigen,

rechtliche Zugehörigkeit zu einer  
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft.

Darüber hinaus speichern die Meldebehörden 
auch Daten beispielsweise für die Vorbereitung 
und Durchführung von Wahlen, für das elektro-
nische Lohnsteuerabzugsverfahren und für die 
Ausstellung von Pässen und Personalausweisen.

Wer bekommt Daten aus den 
Melderegistern?

Viele staatliche Stellen, wie z.B. Schulen, Finanz-
ämter, Ausländerbehörden, Polizei und Versor-
gungsämter bekommen auf Anfrage, durch au-
tomatisierten Abruf oder im Wege regelmäßiger 
Datenübermittlung Auskünfte aus dem Meldere-
gister. 
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